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D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  

 
 

 
 

Einladung 
zur 55. Sitzung 

des Ausschusses für Stadtentwicklung 

am Dienstag, dem 26.11.2019, 

um 17:00 Uhr im Ratssaal 
 
 

T a g e s o r d n u n g  
 

I. Öffentlich 
 1     Einwohnerfragestunde 

 
 2     Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 06.11.2019 

 
 3     Waldzustandsbericht 

 
 4   05 - 16 2033/2019 Parkdecks Innenstadt - Kleiner Wall; 

hier: Vorstellung der Ergebnisse der Parkraumanalyse durch MWM 
 

 5   05 - 16 2032/2019 Haushaltsposten "Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss"; 
hier: Eingabe Nr. 15/2019 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 

 6   05 - 16 2027/2019 Antrag der NABU-Naturschutzstation zur Förderung eines Projektes 
zum Schutz heimischer Insekten; 
hier: Eingabe Nr. 17/2019 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 

 7   05 - 16 2030/2019 Haushalt 2020; 
hier: Vorstellung des Budgets 500 
 

 8   05 - 16 2016/2019 Satzung über die Aufhebung der Gestaltungssatzung der Stadt 
Emmerich für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. H 4/1  
- Ingenkampstraße - vom 15.11.1982 
 

 9   05 - 16 2045/2019 Richtlinie zur Förderung innerstädtischer Investitionsvorhaben mit 
einem Stellplatzablöse-Zuschuss; 
hier: Entwurf der Richtlinien 
 

 10     Mitteilungen und Anfragen 
 

 11     Einwohnerfragestunde 
 

 
 
 
 
46446 Emmerich am Rhein, den 13. November 2019 
 
 
 
Albert Janen 
Vorsitzender 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2033/2019 13.11.2019 
 
 
 
Betreff 

Parkdecks Innenstadt - Kleiner Wall; 
hier: Vorstellung der Ergebnisse der Parkraumanalyse durch MWM 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen soll das weitere Vorgehen beschlossen werden. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  4Ö  4
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Sachdarstellung : 

 
Hintergrund der Vorlage ist der Ratsbeschluss vom 21. Februar 2017 über den Antrag auf 
Einstellung von Planungskosten für den Parkplatz Societät/Kleiner Wall sowie Willikensoord 
in den Haushalt 2017; hier: Antrag Nr. I/2017 der CDU-Ratsfraktion, Emmerich am Rhein 
(Vorlage: 05 - 16 0991/2017). Gemäß Antrag der CDU Ratsfraktion zur zeitnahen 
Realisierung des Umbaus Parkplatz Kleiner Wall und Errichtung des Parkdecks 
Willikensoord vom 09.01.2018 wurde die Verwaltung aufgefordert, die Errichtung von 
Parkdecks an den bestehenden Parkplatzflächen „Kleiner Wall“ und „Willikensoord“ in Form 
einer Machbarkeitsstudie zu prüfen. 
Hierzu wurde die Planungsleistung ausgeschrieben. 
 
I.  
Das Planungsbüro Kemper aus Dorsten ist für die theoretische Planung des Parkdecks mit 
den Leistungsphasen 1 und 2 (HOAI), d. h. der Grundlagenermittlung und Vorplanung, 
beauftragt worden.  
Die Ergebnisse der Grundlagenermittlung der Planungen aus den Leistungsphasen 1+2 des 
Büros Kemper, wurden in der Sitzung des ASE am 27.11.2018 durch das Büro vorgestellt. 
Im Rahmen der Haushaltsplanberatung für den Haushalt 2019 wurde über die weitere 
Vorgehensweise hinsichtlich der beiden Parkdecks (Kleiner Wall und Willikensoord) beraten. 
Dort wurde auf Antrag der CDU Ratsfraktion, Geld für die weitere Planung und den Bau 
eines Parkdecks am Kleinen Wall in Höhe von 3 Mio. Euro in den Haushalt eingestellt.  
Im Nachgang zu der Präsentation wurden durch das Büro Kemper die Kosten für die 
Errichtung eines Split-Level-Parkdecks am Standort Kleiner Wall grob berechnet und der 
groben Kostenschätzung für ein Vollgeschossiges Parkdeck gegenübergestellt. 
Die beiden Varianten unterscheiden sich nach der Kostenschätzung nicht wesentlich 
voneinander.  
Die geschätzten Kosten für den Bau eines Parkdecks auf dem Kleinen Wall betragen 
(Ergebnis Büro Kemper): Vollgeschoss, 3-geschossig (290 Stellplätze) ~ 4.683.000 €, Split-
Level (321 Stellplätze) ~ 4.920.000 €.  
 
II. 
Zur Darstellung einer möglichen Refinanzierung und des Betriebs des geplanten Parkdecks 
wird für die weiteren Planungen zunächst ein Entwurf für ein Bewirtschaftungskonzept als 
sinnvoll erachtet. In Ergänzung zu der technischen Planung wurde dafür eine Expertise 
eingeholt, um darüber die Wirtschaftlichkeit eines Parkdeckneubaus zu durchdenken. Im 
März 2019 wurde das Büro Planungsgruppe MWM für diese gutachterliche Stellungnahme 
beauftragt.  
 

1. Das Büro MWM hatte im Jahr 2013 bereits das Parkraumbewirtschaftungskonzept für 
die Innenstadt erarbeitet. Hierfür wurden seinerzeit mithilfe einer Befliegung die 
vorhandenen Parkraumkapazitäten auf den wichtigsten Parkplatzstandorten 
aufgenommen und die Parksituation aus der Luft erfasst.  
Die Befliegung wurde Anfang September 2019 über dem Innenstadtbereich  
wiederholt.  
In der Auswertung wurde die Parkplatzauslastung aus dem Jahr 2013 und von heute 
gegenübergestellt. Ergänzend wurde, unter Berücksichtigung verschiedener 
laufender Projekte und Planungen, eine Prognose der Auslastung der 
Parkplatzflächen für das Jahr 2025 ausgearbeitet.  
Auf dieser Grundlage wurde eine Bewertung hinsichtlich der Notwendigkeit bzw.  
Refinanzierbarkeit eines Parkhauses an dem Standort Kleiner Wall vorgenommen.  
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2. Im Vergleich der Parkraumbelegung 2019 zu 2013 hat sich auf den betrachteten  
Parkplatzanlagen der Innenstadt (insgesamt ca. 1.500 PP) nur ein marginaler  
Unterschied in der Summe der Belegung ergeben.  
Veränderungen im Parkplatzangebot etwa durch Bautätigkeit am Neumarkt,   
Neubauten an der Wallstraße, Gebäuderückbau und Beparken der Brachfläche  
Wemmer und Janssen etc. haben zwangsläufig zu einer Verlagerung von  
Parkvorgängen geführt.    

    Für die betrachteten Anlagen wurde 2013 eine Auslastung von 62 % ermittelt. 2019  
    beträgt die Auslastung trotz der Einschränkungen des Parkplatzangebotes (s. o.)  
    65 %.  
    Perspektivisch wird der Blick auch in die Zukunft gerichtet: 2025 ergibt sich bei  
    gleichbleibender Belegungszahl unter Berücksichtigung des veränderten  
    Parkplatzangebotes durch die Fertigstellung des Bauvorhabens Neumarkt, einer  
    teilweisen Rücknahme des Geistmarktes und der Wiederbebauung des Geländes  
    Wemmer und Janssen in der Prognose eine Auslastung von 67 %. D.h. ein Drittel  
    des Parkraums der betrachteten Anlagen wird nicht belegt.   
 

3.    Als Ergebnis der Betrachtungen kann festgehalten werden:  in der Regel sind 33 % 
der verfügbaren Parkplätze frei.  

    Das geplante Parkhaus am kleinen Wall würde selbst bei optimaler Annahme und  
    trotz monetärer Bewirtschaftung voraussichtlich ein deutliches Defizit erwirtschaften.  
    Insofern ist im Rahmen der anstehenden Haushaltsplanberatungen zunächst über  
    das „Ob“ des Parkhauses zu entscheiden. Weiterhin wäre zu überlegen, ob der  
    ebenerdige Parkplatz Kleiner Wall hergerichtet und unter der besonderen  
    Berechtigung der Belange der Dauerparker bewirtschaftet werden sollte. Einnahmen  
    könnten für Maßnahmen im Rahmen der Gewährleistung und nachhaltigen Mobilität  
    eingestellt werden. 
 
 
In der Sitzung wird Herr Mesenholl die Ergebnisse der Analyse präsentieren.  
 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen. 
Es sind bereits Mittel in Höhe von 3 Mio. Euro für die Errichtung eines Parkdecks in den 
Haushalt 2019 eingestellt worden.  
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.3. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2032/2019 12.11.2019 
 
 
 
Betreff 

Haushaltsposten "Klage gegen den Planfeststellungsbeschluss"; 
hier: Eingabe Nr. 15/2019 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, keinen gesonderten Haushaltsansatz zur 
Klage gegen Planfeststellungbeschlüsse der BETUWE-Linie einzurichten. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  5Ö  5



05 - 16 2032/2019  Seite 2 von 2 

Sachdarstellung : 

 
Seitens der Stadtverwaltung Emmerich wird keine Notwendigkeit für einen gesonderten 
Haushaltsansatz für eine mögliche Klage gegen einen Planfeststellungsbeschluss im 
Verfahren ABS 46/2 Emmerich-Oberhausen erkannt.  
 
Nach Informationen der DB AG (Stand: Mitte September 2019) ist der erste 
Planfeststellungsbeschluss bezogen auf das Emmericher Stadtgebiet im PFA 3.3 zu 
erwarten; dies voraussichtlich zum Ende des III. Quartals 2021. Für den Haushalt 2020 
ergibt sich somit nicht die Notwendigkeit der Mittelveranschlagung. Zudem stehen in den 
Haushaltsansätzen des Budgets 500 grundsätzlich ausreichend Mittel für eine juristische 
(Erst-) Beratung zur Verfügung. Darüber hinaus wären die Produkte im genannten Budget 
untereinander deckungsfähig. 
 
Aus genannten Gründen wird ein separater Haushaltsansatz derzeit nicht benötigt. 
 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme wird von den Zielen des Leitbildes nicht berührt. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 2032 
 



Ö  5Ö  5

hoffmann
Schreibmaschinentext
Anlage zu Vorlage 05-16 2032/2019
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2027/2019 05.11.2019 
 
 
 
Betreff 

Antrag der NABU-Naturschutzstation zur Förderung eines Projektes zum Schutz heimischer 
Insekten; 
hier: Eingabe Nr. 17/2019 an den Rat der Stadt Emmerich am Rhein 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

Haupt- und Finanzausschuss 03.12.2019 

Rat 17.12.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beauftragt die Verwaltung,  sich an dem Projekt der 
NABU-Naturschutzstation zur Förderung des Insektenschutzes zu beteiligen. Sie erhält den 
Auftrag, in diesem Sinne mit den Geschäftspartnern über die die Höhe der jeweiligen  Ko-
Finanzierungsbeiträge zu verhandeln. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  6Ö  6
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Sachdarstellung : 

 
Das Projekt dient dazu, eine entscheidende Grundlage dafür zu schaffen, dass demnächst 
jeder, d.h. jeder Bürger,  Garten- und Balkonbesitzer wie aber auch jeder Gartenbaubetrieb, 
Park- und Landschaftseigner bzw.-gestalter oder auch Günflächenämter sich für den 
Insektenschutz unmittelbar engagieren können, indem Ihnen das Projekt Zugriff auf ein 
großes Angebot an heimischen Wildpflanzen ermöglicht, die gerade den Insekten als 
Nahrung und Lebensraum dienen. Die NABU-Naturschutzstation als Projektpartner des 
Bundesamtes für Naturschutz (BfN) möchte gemeinsam mit regionalen Projektpartnern wie 
z.B. Blumengroßhändlern bienendienliche Wildpflanzen, - nicht als Samen sondern als 
bereits herangezogene Staudenware -, für jedermann im konventionellen Handel anbieten. 
Insofern kann  dann jeder, der sich für die Rettung der Insekten engagieren will,  schnell und 
gezielt die Stauden pflanzen, die den Insekten das Überleben erleichtern. So soll in den 
nächsten sechs Jahren ein attraktives Angebot an heimischen Wildstauden für Balkone, 
Gärten und Grünanlagen geschaffen und über Gartencenter und Baumärkte (wie z.B. Obi) 
vertrieben werden.  
Das Projekt sieht neben der Steigerung der Nachfrage nach heimischem Regio-Pflanzgut 
auch eine nachhaltige Wissensvermittlung bei Gärtnern, Garten- und Landschaftsbauern, 
Kommunen und Gewerbetreibenden vor. Geplant ist eine Kooperation mit hiesigen 
Gartenbauunternehmen, so dass auch Großabnehmer wie z.B. Grünflächenämter ihren 
Bedarf decken können. Damit kann sich die Situation für blütenbesuchende Insekten in den 
Kommunen grundlegend verbessern. 
 
 
Teil des Projektes ist es auch, Workshops und Exkursionen zu dem Thema anzubieten, 
Gewerbetreibende für das Thema zu interessieren, indem man sie berät sowie weitere 
Kommunikationswege einzuschlagen (z.B. Beiträge in Fachzeitschriften, Stände, Fach-
tagungen und Tutorials), um die Idee des Regio-Pflanzgutes dann später auch überregional, 
jenseits des Niederrheins, zu etablieren.  
 
Wie dem Antrag auf Kofinanzierung zu entnehmen ist, erfolgt die Hauptfinanzierung des 
Projektes über Bundesmittel im Rahmen des Programms für biologische Vielfalt in einer 
Größenordnung von 637.000,- Euro, jedoch ein kleinerer Betrag von 27.500,- Euro (= 3,65 
%) soll durch die in der Region bestehenden Kommunalpartner eingeworben werden. 
Konkret hat die NABU-Naturschutzstation diese Anfrage an die Städte Emmerich, Kleve und 
Kranenburg gerichtet in der Hoffnung, dass sich die 3 Kommunen gemeinsam für eine 
Projekt - Kofinanzierung  in Höhe von 27.500,- Euro, - jedoch gestreckt über 6 Jahre -, 
aussprechen können. (das entspräche einem Betrag von ca. 1.500,- bis 1.600,- Euro pro 
Jahr pro Kommune). Sollte die Projektidee grundsätzlich in den Räten der drei beteiligten 
Kommunen befürwortet werden, ist eine konkrete anteilige Kostenbeteiligung unter den 
Kommunen zu verhandeln. Damit würde die Region  Niederrhein eine Vorreiterfunktion im 
Kampf gegen das Bienensterben einnehmen. Das Projekt eröffnet unseren Bürgern nicht nur 
die Möglichkeit, sich auf einfache und unaufwendige Weise für den Schutz der heimischen 
Insektenwelt einzusetzen, sondern es bietet  darüber hinaus die Chance, Bundesmittel in 
nicht unerheblichem Umfang in die Region zu holen, die dem regionalen Gartenbau helfen,  
dauerhaft einen regionalen Markt für standortgerechte Stauden und Regio-Saatgut zu 
etablieren. 
 
Standpunkt der Verwaltung 
Die Verwaltung befürwortet eine Teilnahme der Stadt Emmerich am Rhein an diesem 
Projekt, da es gleichzeitig den Zielvorstellungen dient, die mit der in Erarbeitung befindlichen 
‚Konzeption  für ein insektenfreundliches Emmerich‘ verfolgt werden. Dieses Projekt wird a) 
es dem normalen Bürger erleichtern, sich mit  wenig Aufwand, aber fachgerecht für den 
Bienenschutz in Emmerich mit Pflanzware zu versorgen, b)  gleichzeitig profitiert das 
Grünflächenamt als Großabnehmer davon durch die Verfügbarkeit von Regiopflanzgut im 
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Sinne seiner Konzeption, c) kann auf diese Weise eine Abstimmung der städtischen  
Pflanzenempfehlungen mit den Sortimenten teilnehmender Gartencenter und Baumärkte 
stattfinden und  d) können Beratungsleistungen für Unternehmen und Private seitens der 
Verantwortlichen auf Kommunal - und Projektebene koordiniert werden und damit 
Serviceleistungen der Kommune durch Dritte unterstützt werden.  
 
Beschlussempfehlung 
Der Ausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt, die Verwaltung  mit den Verhandlungen mit den 
Projektpartnern zu beauftragen mit dem Ziel, sich an der Co-Finanzierung des Projektes zu 
beteiligen. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme ist im Haushaltsjahr 2020 vorgesehen. Produkt: 1.100.13.01.01 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.1.5. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 2027 



Ö  6Ö  6

hoffmann
Schreibmaschinentext
Anlage zu Vorlage 05-16 2027/2019
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2030/2019 05.11.2019 
 
 
 
Betreff 

Haushalt 2020; 
hier: Vorstellung des Budgets 500 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

 
  
 
 
Kenntnisnahme(kein Beschluss) 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt dem Haushaltsplanentwurf 2020 zur Kenntnis. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  7Ö  7
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Sachdarstellung : 

 
Am 19.11.2019 wurde der Entwurf des Haushaltsplanes 2020 in den Rat eingebracht und zur 
weiteren Beratung an die Fachausschüsse verwiesen. 
Mit heutigem Tagesordnungspunkt wird das Budget 500 dem Fachausschuss für seine 
weitere Beratung vorgestellt. 
 
Im Anschluss an den Vortrag werden die entsprechenden Seiten des 
Haushaltsplanentwurfes 2020 verteilt bzw. im Ratsinformationssystem eingestellt. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung am 28.01.2020 wird das Budget 
beraten und dem Rat zum Beschluss empfohlen. 
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme ist im Haushaltsjahr 2020 vorgesehen. Produkt:  
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2016/2019 24.10.2019 
 
 
 
Betreff 

Satzung über die Aufhebung der Gestaltungssatzung der Stadt Emmerich für den Bereich 
des Bebauungsplanes Nr. H 4/1 -Ingenkampstraße- vom 15.11.1982 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

Haupt- und Finanzausschuss 03.12.2019 

Rat 17.12.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschließt die Satzung über die Aufhebung der 
Gestaltungssatzung der Stadt Emmerich gem. § 81 Abs. 1 Landesbauordnung NRW für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. H 4/1 -Ingenkampstraße- vom 15.11.1982. 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  8Ö  8
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Sachdarstellung : 

 
Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans H 4/1 -Ingenkampstraße- im Jahre 1982 wurde 
eine Gestaltungssatzung erlassen, um die gestalterische Entwicklung des bauleitplanerisch 
vorbereiteten neuen Baugebietes steuern zu können.  
 
Ziel der Satzung ist es, für das gesamte Baugebiet H 4/1 -Ingenkampstraße- ein geordnetes 
städtebauliches Gesamtbild zu erreichen. Hierzu sind die wesentlichen 
Gestaltungsmerkmale der im Plangebiet und der unmittelbaren Nachbarschaft zum Zeitpunkt 
der Bebauungsplanaufstellung bestehenden Gebäude zum Maßstab der gestalterischen 
Festsetzungen für die neu zu bebauenden Bauplätze im Plangebiet gemacht worden. Für 
diese Flächen wurden insbesondere Festsetzungen zu Dachform und Dachneigung, zu 
Gebäudehöhen und zur Gestaltung, bzw. Positionierung der Garagen getroffen. Darüber 
hinaus enthält die Satzung für alle Grundstücke innerhalb ihres Geltungsbereiches Vorgaben 
zu den Fassadenmaterialien / -farben sowie zur Dacheindeckung und ferner zu 
Grundstückseinfriedungen und der Freiflächengestaltung.  
 
Zur Realisierung von Einzelvorhaben, die von der Gestaltungssatzung abwichen, sind nach 
Aufstellung drei räumlich beschränkte Änderungen der Gestaltungssatzung vorgenommen 
worden.  
 
Die Umsetzung eines geordneten städtebaulichen Gesamtbildes innerhalb des Plangebietes 
als Ziel der Gestaltungssatzung ist nach der in den 1980er bis 1990er Jahren erfolgten 
weitgehenden Realisierung des Bebauungsplans in der Örtlichkeit durchaus erkennbar, auch 
wenn diverse Abweichungen von einzelnen Festsetzungen, insbesondere der 
vorgeschriebenen Fassadengestaltung in überwiegend rauem Verblendmauerwerk der 
Farbskala rot bis braun anzutreffen sind. Diese Abweichungen betreffen einerseits vor Erlass 
der Satzung bereits bestehende Gebäude und andererseits von den Eigentümern ohne 
Genehmigung vorgenommene Anstriche ihrer Klinkerfassaden oder Anbringung von 
bauordnungsrechtlich genehmigungsfreien Wärmedämmfassaden. Darüber hinaus wurden 
in der Vergangenheit auch Farbabweichungen der Klinkerfassaden zu den Bestimmungen 
der Gestaltungssatzung zugelassen.  
 
Mit Hinweis auf diese Abweichungen liegt ein Antrag auf eine weitere Abweichung für die 
Anbringung eines Wärmedämmverbundsystems mit Putzoberfläche am Giebel eines 
Wohnhauses im Bereich der Wohnstraße Laarfeldweg vor. Im Zusammenhang mit diesem 
Antrag ist die Einhaltung der Satzungsbestimmungen im Plangebiet noch einmal geprüft 
worden. Dabei ist aufgefallen, dass die Satzung Mängel aufweist, die ihre Wirksamkeit 
insgesamt in Zweifel stellen. Die Satzungsfestsetzungen zu Dachform und Dachneigung 
beziehen sich auf einen Gestaltungsplan, der den Bebauungsplanentwurf des 
Satzungsbeschlusses vom 09.11.1982 zur Grundlage hat. Im Jahre 1987 ist eine 
umfängliche Änderung des Bebauungsplanes erfolgt mit einer Reduzierung und Verlegung 
von Verkehrsflächen sowie einer Änderung zulässiger Geschossigkeiten. Da die 
Gestaltungssatzung im Nachgang nicht an diese Änderung angepasst wurde, sind die 
betreffenden Festsetzungen z.T. unbestimmt.  
 
Vor dem Hintergrund, dass das Baugebiet zu 93 % bebaut ist und nur noch ca. 8 Bauplätze 
einer Bebauung zugeführt werden können, wird deren zukünftige bauliche Nutzung im Falle 
einer von der Gestaltungssatzung abweichenden äußeren Gestaltung das bisher 
entstandene Gesamtbild des Baugebietes nicht wesentlich stören. Von daher soll die 
Satzung nicht durch die Nachholung der Anpassung an das geänderte Planungsrecht 
geheilt, sondern ersatzlos aufgehoben werden. In Hinblick auf die Durchführung baulicher 
Maßnahmen z. B. zur Energieeinsparung an den bestehenden Gebäuden eröffnet die 
Aufhebung der vor nahezu 40 Jahren erlassenen und damit in Teilen nicht mehr 
zeitgemäßen Satzung erst die Möglichkeiten zur Durchführung solcher Maßnahmen. 



05 - 16 2016/2019  Seite 3 von 3 

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2. 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Dr. Wachs 
Erster Beigeordneter 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 2016 Bestehende Gestaltungssatzung 
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 2016 Satzungsentwurf 
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 2016 Satzungsbegruendung 
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Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung vom ………….. aufgrund des § 
7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666 / SGV.NRW 2023), zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04.2019 (GV NRW S. 202) folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
Aufhebung der Gestaltungssatzung vom 15.11.1982 

 
Die Gestaltungssatzung der Stadt Emmerich vom 15.11.1982 für den Bereich des 
Bebauungsplanes Nr. H 4/1 -Ingenkampstraße- gemäß § 81 Abs. 1 Bauordnung Nordrhein-
Westfalen (BauO NRW) wird aufgehoben. 
 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Gestaltungssatzung der Stadt Emmerich gemäß § 81 Abs. 1 Bauordnung Nordrhein-
Westfalen (BauO NRW) für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. H 4/1 -Ingenkampstraße- 
vom 15.11.1982 außer Kraft.  
 
 
Emmerich am Rhein,  

Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Peter Hinze 
 

STADT EMMERICH 

AM RHEIN 

 

Satzung der Stadt Emmerich am Rhein  
über die Aufhebung der Gestaltungssatzung der Stadt Emmerich 
gemäß § 81 Abs. 1 der Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO 
NRW) für den Bereich des Bebauungsplanes Nr. H 4/1 -Ingen-

kampstraße- vom 15.11.1982 

vom ……………. 

ENTWURF 
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STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  
 

Fachbereich 5 -Stadtentwicklung- 
 

 
 
 
 

 
Satzung zur Aufhebung der Gestaltungs- 

satzung für den Bereich des Bebauungsplans 

H 4/1 -Ingenkampstraße- 

 
 

Begründung 
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             Begründung der Satzung “Aufhebung der Gestaltungssatzung für den Bereich 

                des Bebauungsplans H 4/1 -Ingenkampstraße-“ Seite 2 
 

 
 
 

 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans H 4/1 -Ingenkampstraße- im Jahre 1982 wurde 
eine Gestaltungssatzung erlassen, um die gestalterische Entwicklung des bauleitplanerisch vor-
bereiteten neuen Baugebietes steuern zu können. Ziel dieser Satzung ist es, für das gesamte 
Baugebiet H 4/1 -Ingenkampstraße- ein geordnetes städtebauliches Gesamtbild zu erreichen. 
Hierzu sind die wesentlichen Gestaltungsmerkmale der im Plangebiet und der unmittelbaren 
Nachbarschaft zum Zeitpunkt der Bebauungsplanaufstellung bestehenden Gebäude zum Maß-
stab der gestalterischen Festsetzungen für die neu zu bebauenden Bauplätze im Plangebiet ge-
macht worden. Für diese Flächen wurden insbesondere Festsetzungen zu Dachform und Dach-
neigung, zu Gebäudehöhen und zur Gestaltung, bzw. Positionierung der Garagen getroffen. 
Darüber hinaus enthält die Satzung für alle Grundstücke innerhalb ihres Geltungsbereiches 
Vorgaben zu den Fassadenmaterialien / -farben sowie zur Dacheindeckung und ferner zu 
Grundstückseinfriedungen und der Freiflächengestaltung.  

Zur Realisierung von Einzelvorhaben, die von der Gestaltungssatzung abwichen, sind nach Auf-
stellung drei räumliche beschränkte Änderungen der Gestaltungssatzung vorgenommen wor-
den.  

Die Umsetzung eines geordneten städtebaulichen Gesamtbildes innerhalb des Plangebietes als 
Ziel der Gestaltungssatzung ist nach der in den 1980er bis 1990er Jahren erfolgten weitgehen-
den Realisierung des Bebauungsplans in der Örtlichkeit durchaus erkennbar, auch wenn di-
verse Abweichungen von einzelnen Festsetzungen, insbesondere der vorgeschriebenen Fassa-
dengestaltung in überwiegend rauem Verblendmauerwerk der Farbskala rot bis braun anzutref-
fen sind. Diese Abweichungen betreffen einerseits vor Erlass der Satzung bereits bestehende 
Gebäude und andererseits von den Eigentümern ohne Genehmigung vorgenommene Anstriche 
ihrer Klinkerfassaden oder Anbringung von bauordnungsrechtlich genehmigungsfreien Wärme-
schutzdämmfassaden. Darüber hinaus wurden in der Vergangenheit auch Farbabweichungen 
der Klinkerfassaden zu den Bestimmungen der Gestaltungssatzung zugelassen.  

Im Zusammenhang mit einem Antrag auf eine weitere Abweichung durch die Anbringung einer 
Wärmedämmfassade mit Putzoberfläche ist die Einhaltung der Satzungsbestimmungen im 
Plangebiet noch einmal geprüft worden. Dabei ist aufgefallen, dass die Satzung Mängel auf-
weist, die ihre Wirksamkeit insgesamt in Zweifel stellen. Die Satzungsfestsetzungen zu Dach-
form und Dachneigung beziehen sich auf einen Gestaltungsplan, der den Bebauungsplanent-
wurf des Satzungsbeschlusses vom 09.11.1982 zur Grundlage hat. Im Jahre 1987 ist eine um-
fängliche Änderung des Bebauungsplanes erfolgt mit einer Reduzierung und Verlegung von 
Verkehrsflächen sowie einer Änderung zulässiger Geschossigkeiten. Da die Gestaltungssat-
zung im Nachgang nicht an diese Änderung angepasst wurde, sind die betreffenden Festset-
zungen z.T. unbestimmt.  

Vor dem Hintergrund, dass das Baugebiet nahezu vollständig bebaut ist und nur noch wenige 
freie Bauplätze einer Bebauung zugeführt werden können, wird deren zukünftige bauliche Nut-
zung im Falle einer von der Gestaltungssatzung abweichenden äußeren Gestaltung das bisher 
entstandene Gesamtbild des Baugebietes nicht wesentlich stören. Von daher soll die Satzung 
nicht durch die Nachholung der Anpassung an das geänderte Planungsrecht geheilt, sondern 
ersatzlos aufgehoben werden. 

 

Emmerich am Rhein,  

Der Bürgermeister 
 
 
 
Peter Hinze 
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  TOP ________ 
  Vorlagen-Nr. Datum 
    

Verwaltungsvorlage öffentlich 
05 - 16 

2045/2019 12.11.2019 
 
 
 
Betreff 

Richtlinie zur Förderung innerstädtischer Investitionsvorhaben mit einem Stellplatzablöse-
Zuschuss; 
hier: Entwurf der Richtlinien 
 
 
Beratungsfolge 

Ausschuss für Stadtentwicklung 26.11.2019 

Haupt- und Finanzausschuss 03.12.2019 

Rat 17.12.2019 

 
  
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein beauftragt die Verwaltung, auf Grundlage des 
vorliegenden Entwurfes eine Richtlinie zur Förderung innerstädtischer Investitionsvorhaben 
mit einem Stellplatzablöse-Zuschuss auszuarbeiten und zu veröffentlichen. Die Finanzierung 
soll ab dem Haushalt 2020 sichergestellt werden. 
 
 
 

STADT EMMERICH AM RHEIN 
D E R  B Ü R GE R ME I ST E R  Ö  9Ö  9
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Sachdarstellung : 

 
In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung am 03.09.2019 ist in den 
Tagesordnungspunkten 17-20 über die Reduzierung der Stellplatzablösesätze beraten 
worden. Hierbei wurde insbesondere darüber diskutiert, die Stellplatzsatzung der Stadt 
Emmerich anzupassen. Eine einfache, nicht sachlich gerechnete Reduzierung der 
Ablösesätze ist rechtlich nicht möglich. Die Überarbeitung der Satzung benötigt gem. § 48 
Abs. 2 und 3 BauO NRW u. a. eine weitreichende Grundlagenermittlung sowie bisher 
unbekannte rechtliche Rahmenbedingungen. Dadurch wäre das politisch erklärte Ziel einer 
schnellen Förderung zur Leerstandsbeseitigung kaum erreichbar. Daher wurde seitens der 
Verwaltung der Vorschlag gemacht, ein Konzept für ein Verfahren zu erarbeiten, welches die 
zur Ablöse verpflichteten Bauherren ermöglicht, einen Zuschuss zu dem zu leistenden 
Ablösebetrag zu erlagen (=Förderung). Im Ergebnis der Beratung im ASE sollte dem Haupt- 
und Finanzausschuss sowie dem Rat ein Konzept der Stellplatzsatzung vorgelegt werden.   
 
In der Ratssitzung am 24.09.2019 wurde unter den Tagesordnungspunkten 3 und 4 der 
Beschluss gefasst, dass der Rat die Verwaltung beauftrage in dem Sachzusammenhang 
„Stellplatzablösebeiträge“ ein Förderprogramm aufzustellen mit der Zielrichtung, eine hälftige 
Erstattung des heute gültigen Ablösebetrages an entsprechende Antragsteller auszukehren. 
Die Auskehrung bemisst sich an einem entsprechenden Regime, was gleichzeitig 
mitaufzustellen sei. 
 
Gemäß dem Ratsbeschluss wird dem Ausschuss für Stadtentwicklung hiermit der Entwurf 
der Richtlinien zur Förderung innerstädtischer Investitionsvorhaben mit einem Stellplatz-
Ablöse-Zuschuss vorgelegt. Die Förderung kann als freiwillige Leistung frei durch die Stadt 
definiert werden. Es wird ein Entwurf vorgelegt, der seitens der Verwaltung sowohl in puncto 
Handlungsdruck (Leerstandsbeseitigung von Gewerbeeinheiten), Belastung des öffentlichen 
Haushalts, Gerechtigkeit zwischen den Antragstellern und einem niedrigschwelligen Angebot 
als ausgewogen erachtet wird. Bei der Gestaltung der Richtlinien für den Stellplatzablöse-
Zuschuss gibt es zusammenfassend folgende Variationsmöglichkeiten: 
 

- Förderung von Wohnen und/oder Gewerbe (Vorschlag: nur Gewerbe) 
- Förderung von Bestands- und/oder Neubauvorhaben (Vorschlag: nur Bestand) 
- Förderhöhe (Vorschlag: 50%) 
- Anzahl der förderfähigen abzulösenden Stellplätze (Vorschlag: max. 2 pro Einheit) 
- Begrenzung auf bestimmte Vorhaben (Vorschlag: Ausschluss von Nutzungen, die 

den städtebaulichen Konzepten entgegenstehen) 
- Fördervolumen (Vorschlag: 73.000 €) 

 
In den letzten Jahren wurden im Bereich der Innenstadt grob ca. 20 genehmigungspflichtige 
Nutzungsänderungen beantragt. Nicht alle lösen unmittelbar einen Nachweis von 
Stellplätzen aus. 
 
Während der vergangenen 10 Jahren sind ca. 140.000 € Stellplatzablösebeiträge 
erwirtschaftet worden. Dies entspricht einem Jahresmittel von 14.000 €. Gemessen an den 
Höhen in Emmerich und Elten lässt sich gemittelt davon ausgehen, dass pro Jahr 2 
Stellplätze in Emmerich und 1 Stellplatz in Elten abgelöst werden.  
 
Sollten viele Investitionen aufgrund der hohen Stellplatzablöse scheitern, ist zumindest in 
den kommenden Jahren von einem erhöhten Aufkommen von Nutzungsänderungen mit 
Stellplatzablöse auszugehen. Bei maximal 2 Stellplätzen, die pro Einheit gefördert werden 
können, wird -konservativ gerechnet- für den Haushaltsansatz jährlich von ca. 20 
förderfähigen Stellplätzen in der Innenstadt und 10 Fällen in Elten ausgegangen. Für die 
Stellplatzförderung i. H. v. 50 % der Ablösegebühren werden somit voraussichtlich 73.000 € 
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Fördergelder jährlich ausgeschüttet. Der jährliche Haushaltsansatz kann bei Bedarf an den 
tatsächlichen Abruf in den kommenden Jahren angepasst werden.  
 
  
  
Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen : 
 
Die Maßnahme hat finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkung. In den kommenden  
Jahren wird ein entsprechender Haushaltsansatz gebildet. Für kurzfristige Zuschüsse stehen  
im Budget 500 zur Deckung Mehreinnahmen unter Produkt 1.100.10.01.01, Sachkonto 
43110000, zur Verfügung. 
 
 
Leitbild : 
 
Die Maßnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1 und 2. 
 
 
 
 
 
 
Peter Hinze 
Bürgermeister 
 
 
Anlage: 
Anlage zu Vorlage 05-16 2045 Förderprogramm Stellplatzablöse 
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Richtlinie zur Förderung innerstädtischer Investitionsvorhaben mit einem 
Stellplatzablöse-Zuschuss 
 
1. Ziel der Zuwendung 
 
In der Emmericher Innenstadt sowie im Ortskern des Ortsteils Elten sind bei beengten 
Platzverhältnissen und in hoher Dichte verschiedene Nutzungen vorhanden. Hierbei handelt es sich 
um Mischungen aus Einzelhandel, Dienstleistungen, Büros (Gewerbe) und Wohnungen. In der Regel 
wird bei Bauvorhaben der entsprechende Stellplatznachweis für eine bestimmte Nutzung gem. einem 
festgelegten Schlüssel auf dem eigenen Grundstück gefordert. Bei den gegebenen Verhältnissen ist 
dies oftmals nur schwer möglich. 
 
Als Erleichterung sieht die Landesbauordnung die Möglichkeit der Ablöse von Stellplätzen vor. 
Hiervon hat die Stadt Emmerich für die Innenstadt und den Kernbereich des Ortsteils Elten Gebrauch 
gemacht. Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat in seiner Sitzung vom 09.12.2008 eine Satzung 
über die Ablösung von Stellplätzen für den Innenstadtbereich und eine Satzung über die Ablösung von 
Stellplätzen im Ortsteil Elten beschlossen.  
 
Innerhalb der in der Satzung festgelegten Zonen wird per Satzung die Möglichkeit der Ablösung von 
Stellplätzen eröffnet.  
 
Trotz des Angebotes der Ablösung stellt der Nachweis von Stellplätzen an vielen Stellen ein 
Investitionshindernis dar. Um den Leerständen von Ladenlokalen entgegenzuwirken soll ein 
Stellplatzablöse-Zuschuss für Investitionswillige bereitgestellt werden. Hierdurch wird die Ausgabelast 
bei Stellplatzablöse reduziert. 
 
Der Zuschuss bezieht sich ausschließlich auf die Nutzungsänderung von bestehenden Gebäuden. Bei 
Neubauvorhaben ist ausreichend Flexibilität vorhanden, um den Stellplatznachweis zu führen bzw. 
von der Ablöse Gebrauch zu machen.  
 
2. Anwendungsbereich 
 
Der Zuschuss für die Ablöse von Stellplätzen kann nur in Bereichen gewährt werden, in der die 
Ablösung von Stellplätzen zulässig ist. Die Gebietsabgrenzung orientiert sich daher an den 
städtischen Satzungen über die Ablösung von Stellplätzen. 
 
Bezuschusst werden die Kosten der Stellplatzablöse bei genehmigungspflichtigen (Nutzungs-
)Änderungen an gewerblich genutzten Einheiten, die bauordnungsrechtlich den erstmaligen bzw. 
erhöhten Nachweis von Stellplätzen erfordern.  
 
Bezuschusst werden nur Vorhaben in bestehenden Gebäuden, die vor Inkrafttreten der Richtlinien 
zum Stellplatzablöse-Zuschuss fertiggestellt wurden.  
 

 
3. Zuwendungshöhe 

 
In den Satzungen über die Ablösung von Stellplätzen der Stadt Emmerich am Rhein sind jeweils 
Geldbeträge von 5.100,00 € im Innenstadtbereich und 4.400,00 € im Ortsteil Elten für die Zahlung 
eines Geldbetrages zur Ablösung eines Stellplatzes festgesetzt.  
 
Pro abzulösenden Stellplatz sind Kosten i. H. v. 50 % als Zuschuss zurückerstattet werden. 
 
Der Zuschuss kann pro Gewerbeeinheit nur mit maximal zwei abzulösenden Stellplätzen gewährt 
werden. 
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4. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger ist die zur Zahlung der Stellplatzablöse oder zur Herstellung eines realen 
Stellplatzes verpflichtete natürliche oder juristische Person. 
 
5. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
Im Rahmen der Baugenehmigung ist der Stellplatznachweis zu führen. Soll von der Stellplatzablöse 
Gebrauch gemacht werden, ist diese vertraglich zu vereinbaren. Der Antragsteller geht zur Führung 
des Stellplatznachweises in Vorleistung. Anschließend kann der Antrag auf Zuschuss bei der Stadt 
gestellt werden und die Mittel i. H. der Förderung werden ausgezahlt. Der Antrag auf Zuschuss muss 
innerhalb von 3 Monaten nach Zahlung der Stellplatzablöse gestellt werden. 
 
Das Vorhaben muss gewerblich genutzte Einheiten betreffen und städtebaulich erwünscht sein. 
Vorhaben, die städtebaulichen Entwicklungskonzepten wie beispielsweise dem ISEK 2025, dem 
Einzelhandelskonzept, dem Vergnügungsstättenkonzept und dem Klimaanpassungskonzept 
entgegenstehen, sind von der Förderung ausgeschlossen. Über die Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
der Zielsetzung der Zuschussgewährung entscheidet die Stadt Emmerich am Rhein im eigenen 
Ermessen. Dabei ist es unerheblich, ob das Vorhaben baurechtlich zulässig ist. 
 
Der Zuschuss wird bei Bewilligung des Antrags den Zuwendungsempfänger ausgezahlt. Der 
Zuwendungsempfänger erhält über die Entscheidung zu seinem Zuschussantrag einen Bewilligungs- 
oder Ablehnungsbescheid. 
 
Der Zuschuss ist an ein bauordnungsrechtlich zu genehmigendes Vorhaben gebunden. Wird die 
Baugenehmigung nicht innerhalb von 2 Jahren umgesetzt, so ist der ausgezahlte Zuschuss 
zurückzuzahlen. 
 
Die Stellplatzablöse sowie der Zuschuss sind im Rahmen der Baugenehmigung an das Objekt 
gebunden.  
 
Die Stadt Emmerich am Rhein kann die Rückzahlung des Zuschussbetrages fordern, wenn innerhalb 
von 5 Jahren ab Zuschussbewilligung eine Nutzungsänderung vorgenommen wird, die der 
Zielsetzung dieser Richtlinie widerspricht. 
 
Die Bezuschussung des Stellplatz-Ablösebetrags in voller Höhe nach Rechtsvorschriften oder 
anderen staatlichen Programmen schließt eine Förderung nach dieser Richtlinie aus. Wird die 
Stellplatzablösung nur teilweise anderweitig gefördert, so wird der Zuschuss in Höhe des 
verbleibenden Differenzbetrages nach dieser Richtlinie gewährt. 
 
Der Zuschuss wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bewilligt. Es besteht kein 
Rechtsanspruch auf Gewährung des Zuschusses.  
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